




 
 

 

 

Änderung des Landesentwicklungsplans NRW für den Ausbau 

der Erneuerbaren Energien 

Synopse 

Hinweise zum Lesen der Synopse: 
 

Linke Spalte: Wiedergabe der Festlegungen und Erläuterungen des geltenden LEP-Textes, in denen Änderungen vorgenommen 
werden. 

 

Rechte Spalte: Es werden nur die Absätze wiedergegeben, in denen textliche Änderungen vorgenommen werden, d.h. Absätze, in 
denen keine Änderungen vorgenommen werden, werden in der mittleren Spalte nicht nochmals wiedergeben. Bereiche mit textlichen 
Änderungen sind kursiv herausgehoben. Soweit ganze Festlegungen oder Absätze des bisherigen LEP gestrichen werden, wird der 
Text in der rechten Spalte durchgestrichen wiedergeben. 

 
 

Festlegungen (Ziele und Grundsätze) sind fett gedruckt; bei den Erläuterungen sind jeweils nur die Überschriften fett kursiv 
gedruckt. 
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Planungsregionen in NRW einen größeren Anteil ihrer Fläche für die 
Windenergie ausweisen müssen, als dies in Gebieten der 
Bundesrepublik mit größeren tatsächlichen Potenzialen der Fall sein 
wird. 

 
Gleichzeitig muss ein zusätzliches Kriterium eingeführt werden, da eine 
konsequente Verteilung nach 2,2 % der Planungsfläche bedeuten 
würde, dass die Region Düsseldorf und der Regionalverband Ruhr 
(RVR) ihre Teilflächenziele auf Basis der Potenzialstudie nicht 
umsetzen 
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Planung gewahrt sein müssen, kann hierfür genutzt werden. Im Rahmen 
eines solchen Verfahrens könnte eine sachgerechte Ausgestaltung 
einer solchen Umverteilung festgelegt und auch landesseitig über die 
Zielabweichung entschieden werden. 
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planerischen Konzeptionen und in Abwägung mit anderen naturschutz- 
fachlichen Aspekten weiterhin möglichst nur dann in Anspruch nehmen, 
wenn die ökologischen Funktionen des betroffenen Bereichs, 
insbesondere die Funktion im landesweiten Biotopverbund, nicht 
erheblich beeinträchtigt wird. 
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Mit der Öffnung von geeigneten Flächen für die Windenergie wird § 2 
EEG Rechnung getragen, wonach die Errichtung und der Betrieb von 
Anlagen zur Nutzung der erneuerbaren Energien sowie der 
dazugehörigen Nebenanlagen im überragenden öffentlichen Interesse 
liegen und der 
öffentlichen Sicherheit dienen. 
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von 200 Anlagen pro Jahr auch bereits in 2023 auf insgesamt 9000 ha 
sicher ermöglicht wird. Dabei sind die LEP-Festlegungen 10.2-7 
(Waldarme Gemeinden) und 10.2-11 (Inanspruchnahme von 
Kommunen mit Windenergiebereichen) zu berücksichtigen. In diesem 
Rahmen werden auch bestehende Windenergiestandorte und 
kommunale Windenergieplanungen im Sinne des Grundsatzes 10.2-9 
einbezogen. 

 
Einem raumbedeutsamen Anlagenzubau außerhalb der vorbezeichneten 
Gebiete soll während des Übergangszeitraums im begründeten Einzelfall 
jeweils mit Maßnahmen des Raumordnungsrechts 
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errichtet. Es handelt sich dabei um PV-Anlagen auf Gewässerflächen 
mit an Schwimmkörpern angebrachten Modulen. Verankert ist die 
Anlage dabei am Gewässergrund, Ufer oder an angrenzenden 
Strukturen. Zu den Auswirkungen der Floating-Photovoltaikanlagen 
zählen u. a. eine verringerte Sonneneinstrahlung sowie eine verringerte 
Verdunstung des Gewässers, es sind aber auch Veränderungen im 
Schichtungs- und Zirkulationsverhalten des Gewässers sowie eine 
verringerte Primärproduktion 
und somit auch ein veränderter Nährstoffumsatz zu erwarten. Auch 
eine Errichtung auf Abgrabungsgewässern ist in der Regel technisch 
möglich. Dabei sind jedoch neben den geltenden 


























